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A. Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


1. Abgeordneter 

Picard 


2, Abgeordneter 
Picard 


3. Abgeordneter 

Rasner 


4. Abgeordneter 

Rasner 


5. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


6. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


7. Abgeordneter 

Dr. Gleissner 


Hält die Bundesregierung, angesichts der 
schweren Unfälle im Straßenverkehr, die von 
Fahrern in den ersten Monaten nach Erwerb 
des Führerscheins verursacht werden, eine ab- 
gestufte Fahrerlaubnis oder bestimmte Auf- 
lagen für möglich und sinnvoll? 

Wie ist die Auffassung der Bundesregierung 
zu Auflagen, wie Geschwindigkeitsbegren- 
zung, deutliches Kennzeichen am Wagen u. ä. 
für Führerscheininhaber während der ersten 
Zeit nach Erwerb der Fahrerlaubnis bzw. im 
Alter zwischen 18 bis 21 Jahren? 

Wann ist mit dem Beginn konkreter Verhand- 
lungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich Dänemark über den 
Bau eines „internationalen Gemeinsdiafts- 
bahnhofes'" an der deutsch-dänischen Grenze 
zu rechnen? 

Soll nach den Vorstellungen der Bundesregie- 
rung der „internationale Gemeinschaftsbahn- 
hof“ in Flensburg-Weiche oder auf dänischem 
Gebiet gebaut werden? 

Trifft es zu, daß für Baumaßnahmen an Bun- 
desfernstraßen ein totaler Vergabestopp an- 
geordnet wurde, und werden davon auch die 
Maßnahmen in wirtschaftlich schwach struk- 
turierten Gebieten betroffen? 

Wie hoch sind die Mehraufwendungen der 
Deutschen Bundesbahn für die Eisenbahn- 
strecken im Zonenrandgebiet, die im Stille- 
gungsprogramm der Deutschen Bundesbahn 
enthalten sind, und welchen Streitwert haben 
dabei diese Strecken im bayerischen Zonen- 
randgebiet? 

Ist dem Bundesverkehrsminister der Unter- 
suchungsbericht der Landpolizei Oberbayern 
über die Hauptunfallursachen im Jahre 1969 
bekannt und welche Konsequenzen sollen 
daraus gezogen werden angesichts der Tat- 
sache, daß die Zahl der Verkehrsunfälle wie- 
der um 8,4®/o gestiegen ist und daß nach die- 
sem Bericht die gefährlichsten Straßen nach 
wie vor die Autobahnen sind und unter den 
Autobahnen wiederum die Strecke München- 
Salzburg an der Spitze, gefolgt von der Auto- 
bahnstrecke München — Nürnberg/Regensburg 
und von den Bundesstraßen B-304 West im 
Landkreis Dachau und die Olympiastraße B-2 
Süd von Starnberg bis Garmisch? 
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8. Abgeordneter Wie beurteilt der Bundesverkehrsminister die 
Dr. Gleissner Ergebnisse dieses bemerkenswerten Berichtes, 
nach dem die Hauptursache der Unfälle 
— gleichgültig bei welchem Strahentyp — zu 
schnelles Fahren (21,9®/o), Fehler beim Über- 
holen, Vorbeifahren und Begegnen (zusammen 
20,9Vo), zu dichtes Auffahren (12,7Vo) sind und 
daß die Verkehrspolizei festgestellt hat, daß 
insgesamt bei 76Vo der Unfälle die Fahrer 
selbst die Schuld tragen, während auf die 
Straßenverhältnisse — wie Fahrbahnglätte 
durch Schnee, Eis, öl oder Laub, Unübersicht- 
lichkeit und Frostaufbrüche — nur 9®/o der 
Unfallursachen treffen? 


9. Abgeordneter Wie hoch sind nach den bisher vorliegenden 
Josten Ermittlungen die diesjährigen Hochwasser- 

schäden des Rheins und seiner Nebenflüsse in 
den Bundesländern? 


10. Abgeordneter Wieweit sind die Pläne zur Verhinderung von 

Josten Hochwasser des Rheins und seiner Neben- 

flüsse beim Bundesminister für Verkehr ge- 
diehen? 


11. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Trifft es zu, daß wegen sprunghaften Anstiegs 
von Anträgen auf Einrichtungen von Fern- 
sprecheinrichtungen bei der Deutschen Bundes- 
post in den letzten Monaten die Lieferfirmen 
(Kabel und Technik) nicht mehr in der Lage 
sind, den entsprechenden Anforderungen nach- 
zukommen? 


Der Fragesteller 
bittet um sdirift- 
liehe Beantwortung 


12. Abgeordneter 

Dr. Enders 


Aus welchen Gründen rechtfertigt die Bundes- 
regierung die Schließung von Poststellen in 
kleineren Gemeinden? 


13. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei der beabsich- 
Dr. Enders tigten Schließung weiterer Poststellen die be- 

sondere Situation der Bevölkerung im Zonen- 
randgebiet und in Fremdenverkehrsgemein- 
den berücksichtigen? 


14. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
einandersetzung zwischen dem Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmelde- 
wesen und der Gewerkschaft „Deutscher Post- 
verband im Deutschen Beamtenbund" über die 
von Bundesminister Leber für den Bereich der 
Deutschen Bundespost erlassenen Verfügung, 
wonach den Personalvertretungen über das 
geltende Recht hinausgehende Beteiligungs- 
rechte zugestanden werden? 


15. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
gegenüber dem Vorwurf der Gewerkschaft 
„Deutscher Postverband im Deutschen Beam- 
tenbund" ein, die die von Bundesminister Le- 
ber am 27. Februar 1970 für den Bereich der 
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Deutschen Bundespost erlassenen Verfügung 
betreffend Zusammenarbeit mit den Personal- 
vertretungen in einigen Punkten für rechts- 
widrig hält? 


16. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung unternommen, 
Kleinert um zu erreichen, daß bei den Schmuckblatt- 

telegrammen der Deutschen Bundespost auch 
Motive angeboten werden, die zeitgemäßen 
Formen künstlerischer und grafischer Gestal- 
tung entgegenkommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


17. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung bisher unter- 
Zebisch nommen und vorbereitet, um die in der Regie- 

rungserklärung eingegangene Verpflichtung 
zu erfüllen, die Personalräte auch in solchen 
Fragen zu hören, die nach geltendem Recht 
noch nicht zu deren Zuständigkeitsbereich 
gehören? 


18. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Ist die Bundesregierung zur Prüfung der Frage 
bereit, ob und inwieweit die im Bundesgrenz- 
schutz und in der Bereitschaftspolizei dienen- 
den Wehrpflichtigen die Möglichkeiten des 
Wehrbeauftragten in Anspruch nehmen kön- 
nen? 


Der Fragesteller 
bittet um schrift- 
liche Beantwortung 


19. Abgeordneter Welche Förderung erfahren Spitzensportler, 
Müller die Bedienstete des Bundes sind, durch den 

(Mülheim) Bund als Arbeitgeber im Hinblick auf Dienst- 

befreiung unter Fortzahlung für die Teilnahme 
an Lehrgängen und Wettkämpfen im nationa- 
len und internationalen Bereich? 


20. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine einheit- 
Müller liehe Förderungsgrundlage für Spitzensportler 

(Mülheim) und besonders talentierte Sportler im gesam- 

ten öffentlichen Dienst anzustreben? 


21. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Hussing die Interessen von fast 3 Millionen Auslän- 

dern in der Bundesrepublik Deutschland, ins- 
besondere der Gastarbeiter, nicht hinreichend 
gesichert sind und diese Frage innen- und 
außenpolitisch von Bedeutung ist? 


22. Abgeordneter 

Hussing 


Hat die Bundesregierung die Absicht, einen 
Bundesbeauftragten für Ausländerfragen zu 
berufen? 
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23. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Verord- 

Wagner nung über den Erholungsurlaub für Beamte 

(Günzburg) entsprechend den Vereinbarungen mit den 

Tarifpartnem im öffentlichen Dienst rückwir- 
kend zum 1. Januar 1970 dahin gehend zu 
ändern, daß der Erholungsurlaub der Bundes- 
beamten nicht mehr nach Werktagen sondern 
nach Arbeitstagen berechnet wird? 

24. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Frau Dr. Wolf den schnellen erfolgreichen deutschen Hilfs- 
maßnahmen im Erdbebengebiet der Türkei 
eine Aufbauhilfe folgen zu lassen? 

25. Abgeordnete Hat die Bundesregierung die Möglichkeit, eine 
Frau Dr. Wolf unsachgemäße Information des Fernsehens 

über das Erdbebengebiet in der Türkei, die 
kleine Fehler herausstellt, statt große Erfolge 
richtig darzustellen, zu verhindern oder zu 
korrigieren? 

26. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Aufhebung der 

Strauß Richtlinien beschlossen, die bisher die Ver- 

wendung der DDR-Flagge und -Hymne usw. 
in der Bundesrepublik untersagten? 

27. Abgeordneter Ist den Verbündeten die Aufhebung dieser 

Strauß Richtlinien mitgeteilt worden und warum? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


28. Abgeordneter 
Höcherl 


29. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Rah- 

Wolfram men der Neuordnung des Ruhrbergbaus und 

im Zusammenhang mit der Gründung der 
Ruhrkohle AG Bergbaustädten und -gemein- 
den Steuer-, insbesondere Gewerbesteueraus- 
fälle, entstehen, und wie hoch sind diese in 
den wichtigsten Gemeinden? 

30. Abgeordneter Welche Lösung sieht die Bundesregierung, daß 

Wolfram das Land Nordrhein-Westfalen und evtl, auch 

der Bund den betroffenen Städten und Ge- 
meinden helfen kann, um den Steuerausfall zu 
ersetzen? 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Gewerbe- 
steueränderung mit dem Ziel vorzuschlagen, 
die privaten Schulen und andere allgemein- 
bildende oder berufsbildende Einrichtungen 
sowie Internate — unabhängig von ihrer 
Größe — von der Gewerbesteuer zu befreien, 
auch wenn die Voraussetzungen der Gemein- 
nützigkeitsverordnung formal nicht erfüllt 
sind? 
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31. Abgeordneter 
Dr. Jungmann 


32. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


33. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbadi) 


34. Abgeordneter 
Härzsdiel 


35. Abgeordneter 
Härzsdiel 


36. Abgeordneter 

Dr. Haack 


37. Abgeordneter 
Dr. Sprung 


Hält die Bundesregierung ihre in Drucksache 
VI/495 erklärte Absicht, die den unselbständig 
Tätigen in einer Übergangsregelung zu ge- 
währenden steuerlichen Vergünstigungen hin- 
sichtlich der Behandlung von Zuschlägen für 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit den 
selbständig Tätigen und Gewerbetreibenden 
vorzuenthalten, für vereinbar mit dem Gleich- 
heitsgebot des Grundgesetzes? 

Welche Überlegungen hat das Bundesfinanz- 
ministerium dazu veranlaßt, in Nummer 7 der 
Dienstanweisung zu §§ 8, 9, 116 bis 117, 218 
und 223 b der Brennereiordnung vom 23. Juni 
1967 (Bundeszollblatt 1967 S. 735) anzuord- 
nen, daß die Übertragung einer Abfindungs- 
brennerei erst mit Wirkung vom Beginn eines 
neuen Betriebs Jahres zulässig sein soll, sofern 
der Vorbesitzer im laufenden Betriebsjahr, in 
dem die Genehmigung zur Übertragung erteilt 
worden ist, selbst noch Branntwein hergestellt 
hat? 

Welche Gründe sprechen dagegen, dem Über- 
nehmer einer Brennerei die Möglichkeit ein- 
zuräumen, noch im Genehmigungsjahr die vom 
Vorbesitzer nicht ausgenutzte Kontingentmen- 
ge abzubrennen, wie dies auch dem Überneh- 
mer einer Brennerei gestattet ist, in der vor- 
ausgehend im Zehn- Jahres- Abschnitt ge- 
brannt worden war? 

Hält die Bundesregierung an ihrer Absicht 
fest, dem Parlament nunmehr zu empfehlen, 
die Verdopplung des Arbeitnehmerfreibetra- 
ges am 1. Juli 1970 in Kraft treten zu lassen? 

Wie hoch war die prozentuale Lohnsteuer- 
belastung des Durchschnittseinkommens der 
Arbeitnehmer vor fünf Jahren, und wie hoch 
ist sie augenblicklich? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Auffassung 
der Oberfinanzdirektionen München und 
Nürnberg zu überprüfen, wonach die Bestim- 
mungen des bayerischen Volksschulgesetzes 
über die Kosten der notwendigen Beförderung 
der Schüler auf dem Schulweg eine Umsatz- 
steuerfreiheit durch eine Vertragsgestaltung 
zwischen Schüler und Beförderungsunterneh- 
mer ausschließen? 

Kann die Bundesregierung mitteilen, ob die in 
der letzten Legislaturperiode zugesagte Prü- 
fung zu einem positiven Ergebnis geführt hat, 
bei der nächsten Novellierung des Umsatz- 
steuergesetzes den Mehrwertsteuersatz für 
Krankenbeförderungen, die private Unterneh- 
men mit Spezialkrankenwagen durchführen, 
von ll®/o auf 5,5Vo herabzusetzen? 
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38. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Dr. Wulff Nahverkehrsunternehmen, die keiner gleich- 

wertigen Konkurrenz ausgesetzt sind und un- 
wirtschaftliche Strecken vor allem auch im 
öffentlichen Interesse befahren müssen, von 
der Mineralölsteuer gänzlich zu befreien, um 
Preisermäßigungen zu ermöglichen oder aber 
etwaige geplante Preiserhöhungen zu ver- 
meiden? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für Wirtschaft 


39. Abgeordnete Trifft es zu, daß seit Bestehen der Preisaus- 

Frau Funcke zeichnungspflicht für hochwertige Güter auf 

Grund der Preisauszeichnungsverordnung vom 
18. September 1969 (BGBl. I S. 1733) die Zahl 
der Einbrüche in Geschäfte mit hochwertigen 
Gütern, insbesondere mit Juwelier- und Pelz- 
waren sich erhöht hat und Versicherungsge- 
sellschaften ihre Diebstahlversicherung für 
hochwertige Güter gekündigt oder die Prämie 
erhöht haben? 


40. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß im Zuge der Gespräche 
Breidbach zwischen den Verlagshäusern Bertelsmann 

und Springer über den Verkauf von Aktien des 
Axel Springer Verlages das Bundeswirtschafts- 
ministerium oder ein anderes Bundesministe- 
rium beratende Funktionen auf dem Gebiet 
der Steuerverrechnung oder Steuererleichte- 
rung ausgeübt hat, hauptsächlich in der An- 
nahme, der Hamburger Verleger werde nicht 
nur ein Drittel sondern bis zu 74®/o seiner 
Anteile veräußern und somit seine starke 
Position im Pressebereich aufgeben? 


41. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß im Rahmen der Ver- 
Breidbach kaufsverhandlungen Gespräche zwischen dem 

Bundeswirtschaftsministerium oder einem an- 
deren Bundesministerium und der Regierung 
des Landes Nordrhein-Westfalen stattgefun- 
den haben mit dem Ziel, die unter der Aufsicht 
des Landes Nordrhein-Westfalen stehende 
Westdeutsche Landesbank an der Transaktion 
zu beteiligen und diese in der Hoffnung auf 
einen Verkaufsanteil von bis zu 74Vo zu unter- 
stützen? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die in den 
vergangenen Jahren aufgelegte Broschüre 
„ERP-Kredite für die deutsche Wirtschaft" auch 
für das Jahr 1970 zu erstellen? 


42. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 
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Gescfaäftsbereidi des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


43. Abgeordneter Ist der Bundesregierung der Artikel in der 

Geldner Main-Post vom 3. April 1970 „Minister Eise- 

mann unterrichtete MdL Erich Sauer: Erheb- 
liche Nachteile für Bayerns Landwirtschaft — 
Bundesmittel werden um 220 Millionen ge- 
kürzt" bekannt, und welche Stellungnahme 
kann sie dazu abgeben? 

44. Abgeordneter Wie hoch ist der prozentuale Anteil der land- 

Geldner wirtschaftlichen Förderungsmittel des Bundes, 

die nach Bayern fließen im Vergleich zu den 
Förderungsmitteln für die übrigen Bundeslän- 
der? 

Aus welchen Gründen gibt die Landwirtschaft- 
liche Rentenbank in Frankfurt nur spärlich 
Zuweisungen an Darlehen für landwirtschaft- 
liche Betriebe, obwohl die Durchführung ihrer 
Bauvorhaben genehmigt und der Beginn der 
Arbeiten aus arbeitstechnischen Gründen drin- 
gend geboten ist? 

46. Abgeordneter Gibt sich die Bundesregierung mit der Antwort 
Daseil des belgischen Landwirtschaftsministers Heger 

im Ministerrat der EWG zufrieden, der er- 
klärte, für die Errichtung eines Hühnermam- 
mutbetriebes und dessen Förderung sei nicht 
er sondern das belgische Wirtschaftsministe- 
rium wegen der Schaffung von 200 zusätz- 
lichen Arbeitsplätzen zuständig? 

Welche Folgerungen beabsichtigt die Bundes- 
regierung aus der Mitteilung des Bundeser- 
nährungsministeriums zu ziehen, wonach die 
Nahrungsmittelpreise im März gegenüber dem 
Vormonat um 0,4^/o gestiegen sind und somit 
der von der Bundesregierung für den Sektor 
der Nahrungsmittelpreise erwartete Ausgleich 
für die Preiserhöhungen im gewerblichen Sek- 
tor offenbar ausbleibt? 

48. Abgeordneter Treffen Berichte zu, nach denen das Institut 

Jung für landwirtschaftliche Bauforschung Völken- 

rode bei Braunschweig aufgelöst werden soll? 

49. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung, für den 

Jung Fall seiner Auflösung, die Aufgaben des In- 

stituts insbesondere auf dem Gebiet der bis- 
lang unzureichenden Erforschung der Anwen- 
dung neuer Baustoffe hinsichtlich ihrer Aus- 
wirkung auf die Tierhaltung zur Vermeidung 
von Bauschäden und Tierverlusten zukünftig 
wahrzunehmen? 


47. Abgeordneter 

Dr. Lu da 


45. Abgeordneter 
Dasch 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


50. Abgeordneter Welche Unterlagen hat die Bundesregierung 

Peters darüber, inwieweit Landwirte bisher von der 

(Poppenbüll) Umschulungsmöglichkeit für andere Berufe 

Gebrauch gemacht haben? 

51. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß für 

Peiter die in § 3 des Lohnfortzahlungsgesetzes vor- 

gesehene Dreitagesfrist für die Anzeige der 
Arbeitsunfähigkeit die Vorschriften des § 193 
BGB anzuwenden sind? 


52. Abgeordneter Wieviel Anfragen im Hinblick auf die von 

Niegel Bundesarbeitsminister Arendt versprochene 

Weihnachtszuwendung an Rentner sind beim 
Ministerium eingegangen, und wieviel davon 
wurden bis heute in welchem Sinne beantwor- 
tet? 

53. Abgeordneter Ist es im Interesse tausender Amputierter, die 

Burger mit zunehmendem Alter infolge teilweise ent- 

setzlicher Stumpfnervenschmerzen ihrer beruf- 
lichen Tätigkeit nicht mehr voll nachgehen 
können oder sogar aus dem Erwerbsleben 
ausscheiden müssen, möglich, unverzüglich 
einen Forschungsauftrag zu vergeben, der auf 
der Grundlage einer zusammenfassenden Dar- 
stellung aller bisherigen wissenschaftlichen 
Erkenntnisse über die ursächlichen Faktoren 
und über die Behandlungsmöglichkeiten der 
Stumpfschmerzen erfolgen soll? 

54. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch einen 

Burger Fragebogen mit gezielten Fragen die Ampu- 

tierten, die unter starken Nervenschmerzen 
zu leiden haben, zu erfassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


55. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung es, wenn 

Dröscher eine Stammdienststelle der Luftwaffe einen 

Unteroffizier, der zu heiraten und ein Eigen- 
heim zu bauen beabsichtigt, zur Begründung 
der Ablehnung seines Antrags auf Unterstüt- 
zung seines Versorgungsgesuchs u. a. mitteilt, 
„es steht in diesem Fall nicht so sehr das Be- 
kenntnis zum treuen Dienen im Vordergrund, 
als vielmehr vorrangig die Befriedigung per- 
sönlicher Bedürfnisse . . .''? 
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56. Abgeordneter Hatte diese Stammdienststelle der Luftwaffe 

Dröscher Bundestagsabgeordnete im Auge, wenn sie in 

ihrer Begründung außerdem anführte, . es 
ist nicht immer verständlich, daß solchen An- 
trägen noch Hilfestellung von Investitionen 
und Einrichtungen außerhalb der Bundeswehr 
gewährt wird, . . . für sie ist offenbar das 
Wohlergehen des einzelnen wichtig, aber die 
Durchführung des der Bundeswehr gegebenen 
Auftrages von geringer Bedeutung"? 

57. Abgeordneter Werden auf dem Gebiet der Bundesrepublik 

Werner Deutschland israelische Soldaten oder fliege- 

risches Bodenpersonal ausgebildet? 

58. Abgeordneter Wird die Bundeswehr Wehrpflichtige, die der- 

Niegel zeit einen Vorkurs an einer Ingenieurschule 

besuchen, im Hinblick auf die Neuordnung der 
Ingenieurschulen zu Fachhochschulen vom 
Wehrdienst zurückstellen, weil diese Wehr- 
pflichtigen bei einer Ableistung der Wehr- 
pflicht die Eingangsvoraussetzungen für die 
Fachhochschule nicht besitzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

59. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf 

Dr. Jungmann Grund des holländischen Gesetzes vom 

1. August 1964 betreffend den Handel mit An- 
tibiotika, Hormon-Präparaten, Thyreostatika 
und Chemotherapeutika illegale Arzneimittel- 
einfuhren in das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland erfolgen, und welche Schritte be- 
absichtigt sie dagegen ggf. zu unternehmen? 

60. Abgeordneter Welche Kosten zur Beseitigung akuter Zahn- 

Zebisch Schäden müssen nach den Informationen der 

Bundesregierung jährlich in der Bundesrepu- 
blik Deutschland aufgewendet werden, und 
welcher Betrag wird für die Ursachenforschung 
des Zahnverfalls aufgewendet? 

61. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß es in 

Eckerland der Bundesrepublik Deutschland zu wenig 

Fachabteilungen für Orthopädie an den Kran- 
kenhäusern gibt, die nach Größe und Ausstat- 
tung auch mittlere und große Operationen 
durchführen können, was dazu führt, daß an 
allen Kliniken mit derartigen Operationsmög- 
lichkeiten bei erforderlichen Operationen von 
spastisch Gelähmten Wartezeiten von 2 V 2 bis 
3 Jahren als normal gelten, wobei es bei an- 
deren Operationen in der Orthopädie ähnliche 
Wartezeiten gibt? 
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62. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Anlehnung 

Eckerland an das schwedische System, wo es an allen 

Kreiskrankenhäusern Fachabteilungen für Or- 
thopädie gibt, in allen Mittel- und Großstädten 
an den Krankenhäusern Fachabteilungen für 
Orthopädie mit etwa 60 bis 70 Betten zu för- 
dern, damit schnellstens dieser Mißstand im 
Krankenhauswesen beseitigt wird? 

63. Abgeordneter Wie groß war in den Jahren 1968 und 1969 

Löffler die Zahl der als Folge staatlicher Impfaktionen 

anerkannten Impfschäden, und in welchem 
Verhältnis steht sie zur Zahl derjenigen Fälle, 
wo die Anerkennung als Impfschaden bean- 
tragt, aber nicht genehmigt wurde? 

64. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine objektive Be- 

Löffler gutachtung im Verfahren um die Anerkennung 

als Impfschaden gewährleistet, solange gut- 
achtliche Stellungnahmen von staatlichen me- 
dizinischen Behörden vorgelegt werden, wel- 
che selbst die Impfaktionen durchgeführt ha- 
ben? 

65. Abgeordneter Ist die Bundesregierung im Hinblick auf den 

Dr. Jenninger akuten Schwesternmangel in unseren Kranken- 

häusern bereit, Schwestern aus Entwicklungs- 
ländern, welche in unseren Krankenhäusern 
arbeiten und sich weiterbilden wollen, die Ein- 
reisekosten zu finanzieren, da sie in der Regel 
nicht in der Lage sind, diese Kosten selbst zu 
übernehmen? 

66. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
Dr. Jenninger daß eine derartige Regelung als wirksamer 

Beitrag zur Entwicklungshilfe angesehen wer- 
den kann? 

67. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Haack rung, Kindesmißhandlungen im Elternhaus, 

die offensichtlich immer häufiger werden, 
vorzubeugen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

68. Abgeordneter Ist der Bundesminister für Städtebau und 

Mancher Wohnungswesen bereit, seine Äußerungen im 

Fernsehen, wonach er sagte, daß die Woh- 
nungsbauunternehmen Hypotheken mit unver- 
änderlichen Zinssätzen hätten, zu ändern und 
zuzugeben, daß variable Zinssätze vielfach 
vereinbart wurden und daher auf Grund der 
Erhöhung des Diskontsatzes Mieterhöhungen 
folgen? 
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69. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, infolge der 

Dr. Franz Erhöhung der Hypothekenzinsen durch die 

Heraufsetzung des Diskontsatzes die Verord- 
nung über die Wohngeldlastenberechnung 
vom 4. August 1967 dahin gehend abzuändern, 
daß die Höchstgrenze für den Ansatz der Be- 
lastung aus dem Kapitaldienst für Fremdmittel 
von bislang gemäß § 7 Abs. 2 entspre- 

chend der Verteuerung der Hypotheken her- 
aufgesetzt wird? 


70. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Ansicht, 
Dr. Franz daß sich die Erhöhung des Diskontsatzes ins- 

besondere bei Bauvorhaben einkommens- 
schwacher Gruppen mit hoher Inanspruchnah- 
me von Fremdmitteln nachteilig und hemmend 
auswirkt und somit ohne eine Anhebung der 
Lastenzuschüsse nach dem Wohngeldgesetz 
dieser wichtige Komplex der Vermögensbil- 
dung beeinträchtigt werden kann? 


71. Abgeordneter Wann beabsichtigt der Bundesminister für 
Mursch Städtebau und Wohnungswesen Vorschriften 

(Soltau-Harburg) über Art und Umfang des Schutzes des Mutter- 
bodens durch Rechtsverordnung gemäß § 39 
des Bundesbaugesetzes zu erlassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


72. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau- 

Algesheim) 

73. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau- 

Algesheim) 


74, Abgeordneter 

Dr. Slotta 


75. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


Hält es die Bundesregierung für zulässig, daß 
Schüler im Reaktorzentrum Geesthacht in der 
Steuerung und sonstiger Arbeit an Reaktoren 
unterwiesen werden? 

Wie verträgt sich ein solcher Unterricht mit 
der Forderung des Sachverständigenberichtes 
der Vereinten Nationen, jede zusätzliche, 
durch Menschen verursachte, Strahlenbela- 
stung möglichst gering zu halten? 

Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
ergreifen, damit der erschreckende Rückgang 
der Zahl der deutschen Studenten an auslän- 
dischen Hochschulen gestoppt und das im Zeit- 
alter der Internationalität von Wissenschaft 
und Forschung notwendige Studium (Teilstu- 
dium) von deutschen Studenten an ausländi- 
schen Hochschulen darüber hinaus gefördert 
wird? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
in den Fachhochschulen (Ingenieurschulen) 
eine besondere Fachrichtung für Kraftfahr- 
zeugtechnik eingerichtet v/erden soll, und ist 
sie bejahendenfalls bereit, dies den Kultus- 
ministern zu empfehlen? 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

76. Abgeordneter Werden Ergebnisse der Verhandlungen der 

Matthöfer Bundesregierung wegen der Änderung des 

NATO-Statuts im Hinblick auf den Rechts- 
status der Arbeitnehmer bei den Stationie- 
rungsstreitkräften noch so rechtzeitig erzielt 
werden, daß sie bereits bei den im November 
dieses Jahres wieder anstehenden Neuwahlen 
der Betriebsvertretungen wirksam werden 
können? 

77. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 

Matthöfer eine weitere Verzögerung der Verhandlungen 

die einzelnen Hauptquartiere weiterhin will- 
kürlich Erlasse veröffentlichen können, da sich, 
wie das Bundesarbeitsgericht in seiner Ent- 
scheidung 1 ABR 9/69 vom 19. Dezember 1969 
ausführte, bei der derzeitigen Rechtslage, ins- 
besondere im Zusammenhang mit dem Fehlen 
eines Hauptpersonalrats, die Gefahr einer Um- 
gehung der Beteiligung der einzelnen Perso- 
nalräte nicht leugnen läßt? 

78. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Pressemeldungen 

Dr. Häfele bekannt, nach denen in Südamerika Morde 

und Folterungen, z. B. an Indianern, verübt 
werden? 

79. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung getan und ge- 

Dr. Häfele denkt sie zu tun, um solche Unmenschlichkei- 

ten zu verhindern? 

80. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung, insbesondere 

Dr. Klepsdi der Bundeskanzler und der Bundesminister 

des Auswärtigen, unternommen, um das Leben 
des Botschafters Graf von Spreti zu retten? 

81. ‘Abgeordneter Warum betrachten es überstaatliche Organisa- 

Sdilee tionen, z. B. die UNO oder die NATO, nicht 

als ihre weltpolizeiliche Aufgabe, gegen Ver- 
brechen gegen das Völkerrecht wie bei der 
Entführung und Ermordung des deutschen 
Botschafters Karl Graf von Spreti, gemeinsam 
vorzugehen? 

82. Abgeordneter Ist der deutsche Botschafter Karl Graf von 

Sdüee Spreti der erste der in den letzten Jahren in 

den lateinamerikanischen Staaten entführten 
Diplomaten und Politiker gewesen, der nicht 
ausgelöst und dadurch vor dem Tode bewahrt 
wurde? 

83. Abgeordneter Welche Maßnahmen hatte die Bundesregie- 

Benda rung zum Schutz der deutschen Diplomaten 

ergriffen, nachdem in mehreren lateinameri- 
kanischen Staaten, insbesondere auch in Gua- 
temala, Diplomaten anderer Länder von Un- 
tergrundorganisationen entführt worden wa- 
ren oder Entführungsversuche stattgefunden 
hatten? 
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84. Abgeordneter 

Benda 


85. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 


86. Abgeordneter 

Werner 


Welche Maßnahmen zum Schutz der deutschen 
Diplomaten in den in Frage kommenden Län- 
dern beabsichtigt die Bundesregierung zu er- 
greifen, nachdem Botschafter Graf von Spreti 
in Guatemala ermordet wurde, ohne daß die 
dortige Regierung das Notwendige getan hat, 
um ihn aus der Gewalt der Entführer zu be- 
freien? 

Welche konkreten Maßnahmen hat die Bun- 
desregierung angeordnet, um die Sicherheit 
deutscher Diplomaten im Ausland besser als 
bisher zu gewährleisten? 

Würde die Bundesregierung bei einer even- 
tuellen Wiederaufnahme diplomatischer Be- 
ziehungen der arabischen Staaten mit der 
Bundesrepublik Deutschland Unterschiede zwi- 
schen jenen machen, die die DDR inzwischen 
anerkannt haben, und jenen, die keine diplo- 
matischen Beziehungen zur DDR unterhalten? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

1. Abgeordneter Wie lauten die Prozentsätze der stadteigenen 

Dichgans Flächen, die Bundesminister Genscher in der 

Fragestunde vom 12. Dezember 1969 genannt 
hat, für die dort genannten Städte, wenn man 
sie nur auf diejenigen stadteigenen Flächen 
bezieht, die bei guter Planung Bauland sein 
könnten? 

2. Abgeordneter Inwieweit werden in der Bundesverwaltung 

Moersch Dienstzeiten als wissenschaftlicher Universi- 

tätsassistent im Beamtenverhältnis auf Wider- 
ruf als Probezeit und als Beförderungsdienst- 
zeit berücksichtigt? 

3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung im Falle einer unter- 

Moersch schiedlichen Berücksichtigung der Dienstzeiten 

der wissenschaftlichen Universitätsassistenten 
im Bund und bei den Ländern bereit, sich für 
eine gleiche Anrechnungspraxis einzusetzen, 
die dem besonderen Status dieser Beamten 
laufbahnmäßig Rechnung trägt? 

4. Abgeordneter Plant die Bundesregierung die Verlegung wei- 

Dr. Klepsch terer Bundesbehörden aus Koblenz? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

5. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
Dr. Hammans rung einzuleiten, um am deutsch-niederlän- 
dischen Grenzübergang Kaldenkirchen/Schwa- 
nenhaus — Venlo/Keulse Barriere, der zur Zeit 
von 22 Uhr bis 6 Uhr iiir die Abfertigung von 
Gütern geschlossen ist, zumindest eine Ver- 
längerung der Öffnungszeit bis 24 Uhr zu 
erreichen, damit neben der Verhinderung er- 
heblicher Verkehrsstauungen eine bessere 
Ausnutzung von Transportkapazitäten und 
vor allem der bestehenden bilateralen Trans- 
portgenehmigungen gewährleistet werden 
kann? 

6. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu veran- 
Dr. Hammans lassen, um am neuen, von niederländischer 

Seite bereits komplett mit Zollabfertigung er- 
richteten, von deutscher Seite bis etwa Ende 
April 1970 straßenmäßig fertiggestellten, vier- 
spurigen Grenzübergang Schwanenhaus — 
Keulse Barriere den Bau des deutschen Zoll- 
amtsgebäudes, mit dem noch nicht begonnen 
wurde, zu beschleunigen, damit die Verlegung 
der Abfertigung vom bisherigen beengten auf 
den neuen Grenzübergang erfolgen kann? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


7. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Klagen 

Helms der privaten und kommunalen Waldbesitzer 

über eine unzureichende Berücksichtigung bei 
der Aufteilung der Bundesmittel für den forst- 
lichen Wirtschaftswegebau, und wie kann nach 
Meinung der Bundesregierung hier Abhilfe 
geschaffen werden? 

8. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, daß 

Weigl osteuropäische Länder unter Umgehung des 

Außenhandelsschutzes der EWG Agrarliefe- 
rungen über die DDR vorgenommen haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


9. Abgeordneter Aus welchen Gründen ist die Verlegung des 
Dr. Klepsch bisherigen Bundesinstituts für Arbeitsschutz 

von Koblenz nach Dortmund und ohne jegliche 
Anhörung der Stadt Koblenz erfolgt? 

10. Abgeordneter Empfiehlt die Bundesregierung jetzt auf Grund 
Weigl einer nachhaltigen Verbesserung der Finanz- 

lage der Rentenversicherungen die Gewährung 
von Darlehen zur Hausstandsgründung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


11. Abgeordneter Wann ist mit der Einrichtung einer neuen 

Gramer Startbahn auf dem Militärflugplatz Upjever 

zum Zwecke der Lärmverminderung für die 
Zivilbevölkerung zu rechnen? 

12. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die 
Dr. Nordenskjöld Bevölkerung der Landkreise Nienburg und 

Diepholz angesichts der überaus häufigen 
Überschallknalle, die oft entgegen den Richt- 
linien der Bundeswehr und der alliierten 
Streitkräfte in den Abendstunden stattfinden 
und nachweisbare Sachschäden verursachen, 
bei allem Verständnis für die Notwendigkeit 
der Übungsflüge in einem Zustand der Empö- 
rung befindet, und daß die immer mehr zuneh- 
menden Tief- und Uberschallflüge über einer 
im Kreis Nienburg gelegenen Sprengmittel- 
fabrik ernste Unfallgefahren für die Beschäf- 
tigten des Werkes verursachen? 
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13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
Dr. Nordenskjöld wirken, daß Bundeswehr und alliierte Streit- 
kräfte ihre Überschallflüge zeitweise in andere 
Gegenden verlegen, damit nicht immer der 
gleiche Personenkreis der Lärmbelästigung 
unterliegt, oder ist verneinendenfalls wenig- 
stens eine Beschränkung der Überschallflüge 
auf die Zeit bis 17 Uhr möglich? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

14. Abgeordneter Stimmen Angaben, daß lOVo der Planstellen 

Zebisch für die Jugendzahnpflege unbesetzt sind, und 

welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, diesen Ärztemangel in Zusammenarbeit 
mit den Ländern zu beheben? 

15. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, zu 

Zebisch einem einheitlichen Jugendzahnpflegegesetz 

oder parallelen Länderregelungen zu kommen, 
und wird sie zumindest im eigenen Verant- 
wortungsbereich, z. B. in Behördenräumlich- 
keiten, Zahnpflegeräume als eine Anfangs- 
maßnahme einrichten? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

16. Abgeordneter Bis zu welchem Zeitpunkt ist mit der Vorlage 

Baier der Trassenuntersuchungen über die Oden- 

wald-Autobahn im baden-württembergischen 
Bereich zu rechnen, und welcher Bauzeitplan 
besteht für die Odenwald-Autobahn? 

17. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Schmitt- rung, den großen Gesamtbahnhof Bischofsheim 

Vockenhausen als Container-Bahnhof für den Rhein-Main- 

Raum zu verwenden? 

Ist der Bundesregierung bekannt und hat sie 
gebilligt, daß die Oberpostdirektion Köln die 
Preise für Schülerzeitfahrkarten mit der Be- 
gründung, sie seien nicht kostendeckend, um 
50 bis 70Vo angehoben hat, und hat das Bun- 
desverkehrsministerium selbst eine solche 
Überprüfung vorgenommen? 

19. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die von den kom- 

Dr. Weber munalen Spitzenverbänden geäußerte Ansicht, 

(Köln) daß diese Preiserhöhung unwirksam sei, weil 

sie nur durch eine Rechtsverordnung des 
Bundes hätte vorgenommen werden dürfen? 


18. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 
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20. Abgeordneter Haben der Bundesregierung bei der Einfüh- 

Alber rung der Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförde- 

rung auch für Fahrer von Krankenkraftwagen 
statistische Unterlagen darüber Vorgelegen, 
daß Unfälle gerade auf das Fehlen dieser zu- 
sätzlichen Fahrerlaubnis zurückzuführen wa- 
ren, weil die Bundesregierung die Verpflich- 
tung der Bestimmung des § 15 d StVZO für 
Fahrer von Krankenkraftwagen damit begrün- 
det [vgl. die Kleine Anfrage VI/597 (neu)], 
daß sie im Interesse der Verkehrssicherheit 
und im Interesse der Sicherheit der zu beför- 
dernden Kranken und Verletzten vorgenom- 
men worden sei? 

21. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht auch der Mei- 

Alber nung, daß der durch die Heraufsetzung des 

Alterserfordernisses auf 21 Jahre wahrschein- 
liche Ausfall von mindestens 40®/o der im 
Rettungsdienst ehrenamtlich tätigen Fahrer 
[vgl. Frage 5 der Kleinen Anfrage VI/597 (neu)] 
dem Interesse der zu befördernden Kranken 
und Verletzten mehr zuwiderläuft als eine 
fehlende zusätzliche Fahrerlaubnis? 

22. Abgeordneter Was beabsichtigt die Bundesregierung zu un- 

Dr. Jobst ternehmen, um den akuten Mangel an Trans- 

portladeraum zu beheben, der bereits zu er- 
heblichen Schwierigkeiten und teilweise zu 
Betriebseinschränkungen in der Wirtschaft ge- 
führt hat und der hauptsächlich auf die unzu- 
reichende Waggongestellung durch die Deut- 
sche Bundesbahji zurückzuführen ist? 

23. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß bei 

Dr. Probst der Trassierung der B471 durch das Nerven- 

krankenhaus Haar mit 3000 Patienten die not- 
wendige Ruhe und Sicherheit der Patienten 
gewährleistet werden können? 

24. Abgeordneter Welche Alternativen zu der gegenwärtigen 

Dr. Probst Trassierung wurden verworfen, und ist die 

Bundesregierung bereit, die bereits begonnene 
Ausführung bis zu einer neuerlichen Überprü- 
fung der Trassenführung einzustellen? 

25. Abgeordneter Weiche Überlegungen haben die Bundesregie- 

Dr. Wulff rung zur Einstellung der Bauarbeiten an der 

EB 7 zwischen Letmathe und Iserlohn im 
Landkreis Iserlohn bewogen, und trifft es zu, 
daß gleichwohl andere, der gleichen Dring- 
lichkeitsstufe unterliegende Großbauarbeiten 
im übrigen Bundesgebiet, weiter ausgeführt 
werden? 

26. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung mit der Erklärung 

Dr. Wulff des Ministerpräsidenten Kühn überein, der am 

6. April 1970 in Iserlohn äußerte, daß wegen 
der besonderen Bedeutung, die der Ausbau 
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der EB 7 für den betreffenden Raum habe, die 
Bauarbeiten an der EB 7 nicht unter gegen- 
wärtigen konjunkturdämpfenden Maßnahmen 
der Bundesregierung leiden dürfe? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


27. Abgeordneter Was hat der Bundesminister für Städtebau 

Maucher und Wohnungswesen auf das Schreiben der 

Interessengemeinschaft Mieterhöhung, Laup- 
heim, vom 14. März 1970 unternommen? 


Bonn, den 17. April 1970 
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